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Auf die Barrikaden!

Das Aktionsbündnis ge-
gen Studiengebühren 
(ABS), das als bundes-
weites Bündnis aus Stu-
dierenden, SchülerInnenn, 
Lehrenden, Gewerkschaf-
ten, Kirchen und anderen 
Organisationen seit 1999 
gegen die Einführung von 
Studiengebühren kämpft, 
stellt schon allein durch 
seine breite Basis klar: «In 
dieser Gesellschaft gibt es 
keine Akzeptanz von Stu-
diengebühren.» Um das 
der Politik einzubläuen, 
werden wir am 3. Febru-
ar gemeinsam in Ham-
burg, Leipzig, Mannheim 
und Essen auf die Straße 
gehen. Treffpunkt für die 
NRW-Demo ist das KKC in 
der Universitätsstraße in 
Essen, um 11h.
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Studiengebühren

Am gestrigen Mittwoch hat 
das Bundesverfassungs-
gericht das bundesweite 
Verbot von  allgemeinen 
Studiengebühren für ver-
fassunsgwidrig erklärt. Als 
Folge des Urteils ist ein Do-
mino-Effekt zu befürchten: 
Bayern, Baden-Württem-
berg, Hamburg und Nie-
dersachen haben bereits 
angekündigt, so schnell 
wie möglich Studiengebüh-
ren ab dem ersten Semester 
zu erheben – andere Länder 
werden nachziehen.

Was hat Karlsruhe geur-
teilt?

Das Gericht gründet sein 
Urteil auf zwei falschen 
Annahmen: zum einen sei 
die Höhe der derzeit dis-
kutierten Studiengebühren 
zu gering, um die Wahl des 
Studienortes zu beeinfl us-
sen. Zum anderen geht das 
Gericht davon aus, dass 
die Länder die Studienge-
bühren «sozialverträglich» 
gestalten würden. Deshalb 
sei die Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse im 
Bundesgebiet nicht tangiert 
und der Bund damit nicht 
zum Eingriff in die Länder-
kompetenzen berechtigt. 
Falls eine Abwanderung in 
– noch – gebührenfreie Län-
der einsetzen würde, könn-
ten diese ihre Universitäten 
durch die Einführung eines 
hohen Numerus Clausus 
und anderen Zugangs-
hemmnissen schützen.

Beide Annahmen sind 
falsch: die derzeit ernst-
haft diskutierten Gebüh-
renmodelle sehen nicht die 
500 Euro pro Semester vor, 
die zurzeit durch die Me-
dien geistern, sondern bis 
zu 3.000. Und  erst einmal 
eingeführt, können Gebüh-
ren auch zügig erhöht wer-
den. Des Weiteren gibt es 
keine sozialverträglichen 
Studiengebühren! Denn 
gestundete, kredit-
fi nanzierte, oder 
kurz: nachlau-
fende Gebüh-
ren schrecken 
Unterprivi-
legierte ab. 
Die noch vor 
Berufsbe-
ginn ange-
häuf-
ten 

Schulden bedeuten in Zei-
ten hoher Arbeitslosigkeit 
ein ernsthaftes Armutsri-
siko.

Was heisst das für NRW?

Jetzt muss die rot-grüne 
NRW-Landesregierung be-
weisen, dass ihr die Chan-
cengleichheit im Bildungs-
system mehr wert ist, als nur 
zwei Zeilen in ihren Wahl-
kampfmaterialien. Und wir 
haben keinen Grund davon 

auszugehen, dass sie sich 
ohne ausreichenden Druck 
an ihr Versprechen erinnern 
wird, von allgemeinen Stu-
diengebühren abzusehen. 
Noch kurz vor Einführung 
der Studienkonten in NRW 
hat die gleiche Regierung 
uns versprochen, gar keine 
Gebühren für das Studium 
zu erheben.

Was machen wir jetzt?

An mehreren Hoch-
schulen fanden ne-
ben Vollversamm-
lungen auch 
spontan 

auf 

die Straße getragene Pro-
teste statt. In Trier entführ-
ten Studierende in einer 
symbolischen Aktion die 
Bildung. In Wiesbaden stat-
teten sie der Hessischen 
Landesregierung einen 
«Höfl ichkeitsbesuch» ab. In 
Karlsruhe wurden Tapeten-
rollen – bestückt mit zehn-
tausenden Unterschriften 
gegen Studiengebühren 
– entrollt. Proteste gab es 
auch in Münster und Essen.

 ab dem ersten Semester bald bittere Realität
gebührend studieren 
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Winterhalder

Demo 
„Für Bildung  und 
gegen Sozialabbau“

03.02.2005 I 11h
in Essen am KKC
in der Universitäts-
straße

www.asta.uni-essen.de/kkc


